Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3719 


Sachgebiet 63 


Der Bundesminister Bonn, den 14. August 1972 

für Wirtschaft und Finanzen 
F/IIA2-H 1322-26/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Haushaltsführung des Bundes im ersten Halbjahr 1972 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Leicht, Dr. 
Althammer und Genossen 
- Drucksache VI/3677 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregierung 
wie folgt: 


1. Der Bundeshaushaltsplan 1972 ist nach Rückverweisung an 
den Haushaltsaussdiuß selbst in der Mitte des laufenden Jahres 
noch nicht festgestellt. Ohne einen vom Parlament gebilligten 
Haushaltsplan ist die Bundesregierung nach Artikel 111 des 
Grundgesetzes lediglich ermächtigt, Ausgaben für bestimmte 
Zwecke zu erbringen, namentlich zur Erhaltung gesetzlich 
bestehender Einrichtungen und Durchführung gesetzlich be- 
schlossener Maßnahmen, zur Erfüllung rechtlich begründeter 
Verpflichtungen und zur Fortsetzung bereits durch den Haus- 
haltsplan eines Vorjahres genehmigter Bauten, Beschaffungen 
und sonstiger Leistungen. Insgesamt hat die Bundesregierung 
nach Mitteilung des Bundesministers für Wirtschaft und Finan- 
zen in diesem Jahr bis zum 30 Juni 1972 bereits 50,86 Milliar- 
den DM ausgegeben, das sind fast 12 v. H. mehr als im ersten 
Halbjahr 1971. 

1.1. In welcher Höhe wurden diese Ausgaben geleistet, 

a) um gesetzlich bestehende Einrichtungen zu erhalten und 
gesetzlich beschlossene Maßnahmen durchzuführen (Artikel 
111 Abs. 1 Buchstabe a des Grundgesetzes), 

b) um die rechtlich begründeten Verpflichtungen des Bundes . 
zu erfüllen (Artikel 111 Abs. 1 Buchstabe b des Grund- 
gesetzes), 

c) um Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fort- 
zusetzen oder Beihilfen für diese Zwecke weiter zu gewäh- 
ren, für die durch den Haushaltsplan eines Vorjahres be- 
reits Beträge bewilligt worden sind (Artikel 111 Abs. 1 
Buchstabe c des Grundgesetzes), 

wobei Aufgliederung der Ausgaben auf die drei verschiedenen, 
vorstehend auf geführten Tatbestände des Artikels 111 des 
Grundgesetzes erbeten wird? 

Die Haushaltsführung des Bundes richtet sich seit Beginn des 
Haushaltsjahres 1972 nach den Artikeln 111 und 112 des Grund- 
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gesetzes. Ergänzend zu Artikel 111 des Grundgesetzes hat der 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen gemäß § 5 der Bun- 
deshaushaltsordnung am 11. Dezember 1971 Verwaltungsvor- 
schriften zur vorläufigen Haushalts- und Wirtschaftsführung 
1972 erlassen. Mit dem Rundschreiben des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen an die obersten Bundesbehörden vom 
18. Mai 1972 wurden die Bundesressorts nochmals zur strikten 
Einhaltung der Vorschriften über die Beschränkung der vorläu- 
figen Haushaltsführung aufgefordert. 

Die Haushaltsführung des Bundes im 1. Halbjahr 1972 hält sich 
in dem in der Verfassung festgelegten Rahmen. Aus der Höhe 
der Istausgaben im 1. Halbjahr 1972 (50,9 Mrd. DM) und der sich 
daraus ergebenden Steigerungsrate gegenüber dem Vorjahr 
kann nicht geschlossen werden, daß Ausgaben geleistet wurden, 
die nicht durch die Ermächtigungen der Artikel 111 und 112 des 
Grundgesetzes gedeckt sind. 

Eine Aufteilung der im 1. Halbjahr 1972 geleisteten Ausgaben 
auf die einzelnen, in Artikel 111 des Grundgesetzes aufgeführ- 
ten Tatbestände wäre nur durch zeitraubende und aufwendige 
Feststellungen bei den Bundesressorts möglich, die schon aus 
Gründen der Verwaltungsökonomie für nicht vertretbar gehal- 
ten werden. 


1.2. In welcher Höhe sind bis zum 30. Juni 1972 darüber hinaus 
Ausgaben von der Bundesregierung geleistet worden, die 
nicht unter die Ausnahmeermächtigung des Artikels 111 des 
Grundgesetzes fallen (Gesamtbetrag und Einzelbeträge für die 
einzelnen Zweckbestimmungen)? Ggf.: Ist die Bundesregierung 
in der Lage zu erkläten, daß diese Ausgaben sämtlich unvorher- 
gesehen und unabweisbar waren? 

In der Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 1972 hat der Bundes- 
minister für Wirtschaft und Finanzen in Anwendung von Arti- 
kel 112 des Grundgesetzes Ausgaben in Höhe von 128,1 Mio DM 
zugestimmt. Die Voraussetzungen des Artikels 112 des Grund- 
gesetzes waren in jedem Fall erfüllt. Eine Aufteilung nach Ein- 
zelplänen und Einzelbeträgen (ab 100 000 DM) ist in der An- 
lage 1 enthalten. 


2. Der neue Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen hat für 
1972 eine „ungewöhnlich sparsame Haushaltsführung" in Aus- 
sicht gestellt (Bulletin vom 14. Juli 1972). 

2.1. Hält die Bundesregierung das Anwachsen der Bundesausgaben 
im ersten Halbjahr 1972 um 11,8 v. H. mit einer ungewöhnlich 
sparsamen Haushaltsführung für vereinbar? 

Die bisherige Ausgaberientwicklung im Haushaltsjahr 1972 
entspricht dem Grundsatz einer sparsamen Haushaltsführung. 
Die Abweichung im 1. Halbjahr 1972 von der für das gesamte 
Haushaltsjahr vorgesehenen Zuwachsrate ist darauf zurückzu- 
führen, daß Ausgaben in einzelnen Bereichen nicht gleichmäßig 
über das Jahr verteilt anfallen. 
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2.2. Wie hoch war die Zuwachsrate der binnenmarktwirksamen 
Ausgaben des Bundes im ersten Halbjahr 1972, die nach der 
Kabinettvorlage des früheren Bundesministers für Wirtschaft 
und Finanzen vom 18. Mai 1972 bereits im ersten Vierteljahr 
erheblich stärker angestiegen waren, als die Gesamtheit der 
Ausgaben (15 v. H. gegenüber 12,5 v. H,)? 

Die Trennung der Ausgaben nach binnenwirksamen und aus- 
landswirksamen Zahlungen hat nur geringe konjunkturpoliti- 
sche Aussagekraft. 


Die Deutsche Bundesbank sieht aus dem gleichen Grund von 
einer Veröffentlichung ab. Auch der Wissenschaftliche Beirat 
beim Bundesminister der Finanzen hat bereits vor Jahren fest- 
gestellt, daß die generellen Vorbehalte gegen die konjunktur- 
politische Aussagefähigkeit solcher Daten so erheblich sind, daß 
man auf quantitative Angaben verzichten sollte. Deshalb hat 
bisher jede Bundesregierung darauf verzichtet, derartige Zah- 
len zu veröffentlichen. 


2.3. Wie hoch waren die Zuwachsraten der Bundesausgaben im 
ersten Halbjahr 1972 für die einzelnen Bundesressorts? 

Die Zuwachsraten der Bundesausgaben im ersten Halbjahr 1972 
für die einzelnen Bundesressorts ergeben sich nach Einzelplänen 
aufgeteilt aus der Anlage 2. 


In Vertretung 

Hermsdorf 
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Anlage 1 

I. Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen 
Hausbaltsausgaben im 1. Halbjahr 1972 


Einzelplan DM 

02 Bundestag 

04 Bundeskanzleramt 

davon: Kosten der elektronischen Datenverar- 170 000 

beitung für Zwecke der politischen Do- 
kumentation 

Verstärkung der Stromversorgungs- 100 000 

anlage 

05 Auswärtiges Amt 

davon: Beitrag internationales Rotes Kreuz Genf 100 000 

Verfahren vor dem Internationalen Ge- 200 000 

richtshof 

Neubau Botschaft Nouakchott 1 13 000 

Humanitäre Hilfe für Bangla Desh 15 000 000 

Staatsbesuch Schwedischer König 191 300 

06 Inneres 

davon: Besondere Fahndungskosten Bundes- 100 000 

kriminalamt 

Unterbringung BGS-Schule 150 000 

07 Justiz 

08 Finanzen 

davon: Bekämpfung Rauschgiftschmuggel 200 000 


09 Wirtschaft 

10 Ernährung 


davon: Aufrechterhaltung eines angemessenen 7 000 000 

Preisstandes für angelieferte Milch 

Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide 161 000 

und Futtermittel 

Kauf eines Dienstgebäudes in Frankfurt/ 7 150 000 

Main 

11 Arbeit 

davon: Kosten des Berufsbildungsausschusses 194 800 

einschließlich Prüfungen 

Erneuerung der Küche im BMA 173 000 

Planungskosten Hochgebirgssanatorium 200 000 

Valbella 

12 Verkehr 

davon: Kosten von Rechtsstreitigkeiten 600 000 

14 Verteidigung 


DM 
48 400 
270 000 


15 767 900 


468 000 


10 800 
256 900 

13 800 
14 327 500 


625 800 

668 600 

40 000 
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Einzelplan 

DM 

DM 

15 

Jugend, Familie und Gesundheit 


86 000 

20 

Bundesredinungshof 


13 400 

23 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 


55000 

31 

Bildung und Wissenschaft 

zur Abdeckung eines Betriebsverlustes bei der 
Kernkraftwerk hingen GmbH 


900 000 

36 

Zivile Verteidigung 

davon: Bauliche Maßnahmen 

166 000 

1 320 000 


Gebührenerhöhungen für das Draht- 
faksimilenetz 

264000 



Schutzbaumaßnahme 

361 000 



Ausbau von Fernmeldeeinrichtungen 

296 000 


60 

Allgemeine Finanzverwaltung 
davon: Osterbesuchsregelung Berlin 

2 057 870 

74557 900 


Erstattung von Visagebühren an Berlin 

10000000 



Allgemeiner Zuschuß zum Berliner Haus- 
halt 

62 500000 



zusammen 109 430 000 


Nachriditlich 

Bei Kap. 10 04 Tit. 683 98 ist formal einer außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 
140 Mio DM für Ausfuhrerstattungen infolge Freigabe des DM- Wechselkurses zuge- 
stimmt worden. Diese Mehrausgabe wird aus dem Aufkommen der bei Einfuhren zu 
erhebenden Ausgleichsbeträge gedeckt (Kap. 60 01 Tit. 026 04). Im Entwurf des Bun- 
deshaushaltsplans 1972 (Mündlicher Bericht, Drucksache VI/3359) ist für diesen Zweck 
ein Leertitel vorgesehen. 


5 



Drudcsadie VI/3719 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


II. Inanspruchnahme im Haushaltsentwurf 1972 erstmals 
veranschlagter Ausgaben in Anwendung von Artikel 112 GG 

(Stand: 30. Juni 1972) 


Einzelplan 

DM 

DM 

05 

Auswärtiges Amt 

davon: NATO-Ministerratstagung in Bonn 

600000 

700 000 


Erweiterungsbau des Dienstgebäudes der 
Botschaft in London 

100000 


06 

Inneres 


50 000 

08 

Finanzen 

Kapitalzuführung an die Bayerische Lloyd 

Schiff ahrts-AG 


990 000 

12 

Verkehr 


2 532 000 


davon: Investitionszuschuß zur Instandsetzung 
und Verbesserung des Nürburgringes 

2 523 400 


14 

Verteidigung 

davon: Unteroffiziersheim Hachenberg-Kaserne 

1 635 000 

6 575 000 


Beschaffung von Radar-Kenngeräten 

4 940 000 


25 

Städtebau- und Wohnungswesen 

für kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


100 000 

31 

Bildung und Wissenschaft 

Austausch von Wissenschaftlern mit dem Aus- 
land 


7 680 000 


zusammen 18 627 000 


insgesamt I. und II. 128 057 000 
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Übersicht 


Anlage 2 


Über die Ausgaben im 1. Halbjahr 1972 nach Einzelplänen 

- in Mio DM - 



Einzelplan 

Ist-Er( 

Jan./Juni 

1972 

gebnis 

Jan./ Juni 

1971 

Veränden 
über \ 

(Sp.2X 
Sp. 3) 

mg gegen- 
'^orjahr 

in V. H. 


1 

2 

3 

4 

5 

01 

Bundespräsidialamt 

4 

4 

— 

0,0 

02 

Bundestag 

85 

78 

+ 7 

+ 9,0 

03 

Bundesrat 

2 

2 

0 

0,0 

04 

Bundeskanzleramt 

99 

98 

+ 1 

+ 1,0 

05 

Auswärtiges Amt 

401 

394 

+ 7 

+ 1,8 

06 

Inneres 

731 

720 

+ 11 

+ 1,5 

07 

Justiz 

95 

86 

+ 9 

+ 10,4 

08 

Finanzen 

690 

743 

— 53 

— 7,1 

09 

Wirtschaft 

651 

582 

+ 69 

+ 11,9 

10 

Ernährung 

1574 

1732 

— 158 

— 9,1 

11 

Arbeit 

12 634 

11 178 

+ 1 456 

+ 13,0 

12 

Verkehr 

5 631 

4911 

+ 720 

+ 14,7 

13 

Post- und Fernmeldewesen 

116 

98 

+ 18 

+ 18,3 

14 

Verteidigung 

11 919 

10313 

+ 1 606 

+ 15,6 

15 

Jugend, Familie und 
Gesundheit 

2 493 

2011 

+ 482 

+ 24,0 

19 

Bundesverfassungsgericht 

3 

2 

+ 1 

+ 50,0 

20 

Bundesrechnungshof 

12 

18 

— 6 

— 33,3 

23 

Wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit 

637 

589 

+ 48 

+ 8,1 

25 

Städtebau und Wohnungs- 
wesen 

1 257 

789 

+ 468 

+ 59,3 

27 

Innerdeutsche Beziehungen 

113 

105 

+ 8 

+ 7,6 

31 

Bildung und Wissenschaft 

1 768 

1 830 

— 62 

— 3,4 

32 

Bundesschuld 

1 700 

1579 

+ 121 

+ 7,7 

33 

Versorgung 

2 517 

2 367 

+ 150 

+ 6,3 

35 

Verteidigungslasten 

286 

322 

— 36 

— 11,2 

36 

Zivile Verteidigung 

141 

148 

— 7 

— 4,7 

60 

Allgemeine Finanz- 
verwaltung 

5 304 

4 782 

+ 522 

+ 10,9 


zusammen 

50 863 

45 481 

+ 5 382 

+ 11,8 
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